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M e r k b l a t t 

zur Zusammenarbeit der Institutionen der Sonderschulung  

mit der Berufsberatung der Invalidenversicherung (IV-BB) Graubünden 

Verlängerung der Sonderschulung nach Erfüllung der Schulpflicht 

 

1. Grundsatz 

Für Schülerinnen und Schüler (SuS), welche die Schulpflicht im Rahmen der 

Sonderschulung erfüllen, besteht bei ausgewiesenem Bedarf anschliessend die 

Möglichkeit des nachobligatorischen Schulbesuchs. 

 

2. Zuständigkeiten und Prozedere 

Für die Zusammenarbeit der Institutionen der Sonderschulung (Sonderschulen) 

und der Fachstellen mit der Berufsberatung der Invalidenversicherung (IV-BB) 

gelten die Richtlinien für Abklärung, Bericht und Antrag Hochschwellige sonder-

pädagogische Massnahmen, in welchen die Aufgaben der Beteiligten, das Proze-

dere für Abklärung, Bericht und Antrag sowie die Dokumentation und der zeitli-

che Ablauf abgebildet sind.  

 

Folgende Änderungen betreffen nur die Abläufe in der separativen Son-

derschulung im Bereich Behinderung. Ab dem Schuljahr 2023/24 wird 

das Prozedere verschlankt: 

 

 

Abb. 1: Prüfung der Eingliederbarkeit durch die IV-Berufsberatung im Bereich Behinde-

rung. 

 

Im Zuge der im Laufe des Schuljahresbeginns stattfindenden Gespräche 

zwischen IV-Berufsberatung und den Institutionen der Sonderschulung 

im Bereich Behinderung wird geprüft, ob bei einer Sonderschülerin bzw. 

einem Sonderschüler die Eingliederbarkeit voraussichtlich gegeben sein 

https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/ekud/avs/Volksschule/SPM_Richtlinien_hochschwellige_sonderp%C3%A4dagogische_Massnahmen_2103_VV_de.pdf
https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/ekud/avs/Volksschule/SPM_Richtlinien_hochschwellige_sonderp%C3%A4dagogische_Massnahmen_2103_VV_de.pdf
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wird. Ist dies nicht der Fall, wird auf eine berufsberaterische Abklärung 

durch die IV-Berufsberatung verzichtet.  

Ist die Eingliederbarkeit voraussichtlich gegeben, erfolgt die berufsbera-

terische Abklärung.  

Bei jenen SuS, bei denen es nicht klar scheint, erfolgt eine Vorabklärung 

durch die IV-Berufsberatung, die zum Entscheid führt, ob eine berufsbe-

raterische Abklärung durchgeführt werden muss oder nicht. 

 

3. Eigentliche Berufsberaterische Abklärung 

Zentrale Voraussetzung für die berufsberaterische Abklärung ist die vorherige  

IV-Anmeldung durch die Erziehungsberechtigten, welche von den Sonderschulen 

bei Bedarf dabei unterstützt werden, sowie ein Gesuch zur Abklärung hinsichtlich 

der beruflichen Eingliederbarkeit sowie ein aktueller Förderbericht (Schul- und Be-

treuungsbericht) der Sonderschule. Die IV-BB prüft, ob die Berufswahlreife vor-

handen ist und insbesondere, ob mit einer weiteren Sonderschulung die Chancen 

für eine erfolgreiche berufliche Eingliederung verbessert werden können. Bei Be-

darf werden mit den versicherten Personen, deren Erziehungsberechtigten, den 

Lehrpersonen der Sonderschule sowie anderen Beteiligten Gespräche geführt. In 

Einzelfällen können auch Tests nützliche Abklärungsergebnisse liefern. Ist die Be-

rufswahlreife nicht vorhanden, verfasst die IV-BB zuhanden des Schulpsychologi-

schen Dienstes (SPD) einen entsprechend begründeten Bericht und Antrag mit 

Empfehlung für die weitere Sonderschulung (inkl. Begründung und Dauer der 

Massnahme). Ist die Berufswahlreife vorhanden, wird die IV-BB ihren Auftrag im 

Rahmen der beruflichen Eingliederung wahrnehmen. 
 

4. Zeitlicher Ablauf 

Damit Entscheide zur Sonderschulung nach der obligatorischen Schulpflicht 

rechtzeitig, d. h. vor Beginn des 10. Schuljahres (SJ) getroffen werden können, 

sind die Fristen für die Anmeldung, Abklärung und Weitergabe von Dokumenten 

einzuhalten. In diesem Zusammenhang sind die Sonderschulen zuerst gefordert, 

bei SuS die Zahl der bereits absolvierten Jahre im Rahmen der obligatorischen 

Schulpflicht zu beachten, damit die Unterstützung der Erziehungsberechtigten 

bei der IV-Anmeldung rechtzeitig erfolgt. Die beteiligten Stellen, die notwendigen 

Schritte sowie die gemäss Praxis etablierten Fristen werden zwecks einer Über-

sicht in nachstehender Tabelle aufgeführt. 
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Tabelle zum zeitlichen Ablauf der Zusammenarbeit 

  

Schritte Zuständige 
Stelle 

Aufgaben Frist SJ 

1  Sonderschule Integrative Sonderschulung: 
Organisieren und Einreichen der IV-
Anmeldung an die Invalidenversiche-
rung  

15. Oktober 7. 

2  Sonderschule Separative Sonderschulung: 
Organisieren und Einreichen der IV-
Anmeldung an die Invalidenversiche-
rung 

15. Dezember 8. 

3  IV-BB mit Son-
derschule 

Separative Sonderschulung (Bereich 
Behinderung): 
Entscheid über voraussichtliche Ein-
gliederbarkeit bzw. notwendige Vorab-
klärung 

30. November 
 
 
 
 

9. 

4  Sonderschule Falls Eingliederbarkeit voraussichtlich 
gegeben, jedoch die Berufswahlreife 
noch nicht:  
Einreichen der jeweiligen Abklärungs-
gesuche und aktuellen Förderberichte 
an die IV-BB 

 Gesuch zur Abklärung der berufli-
chen Eingliederbarkeit durch die 
IV-Stelle des Kantons Graubünden 
(falls Eingliederbarkeit voraussicht-
lich gegeben) 

 AVS-Antragsformular für Sonder-
schulung 

 Förderbericht der Institution der 
Sonderschulung 

 
Falls Eingliederbarkeit NICHT gege-
ben: weiter bei Schritt 6. 

15. Dezember 

5  IV-BB Abklärung und bei Bedarf Übermitteln 
"Bericht und Antrag Sonderschulver-
längerung" mit Empfehlung an die In-
stitution 

15. Februar 

6  Sonderschule Weiterleiten des vollständigen Dos-
siers an die Regionalstelle des SPD 

1. März  

7  Regionalstelle 
SPD 

Abklärung und bei Bedarf Weiterleiten 
des vollständigen Dossiers zusammen 
mit einem eigenen Bericht und Antrag 
an die Leitung des SPD 

1. Mai  

8  Leitung SPD Prüfung und Einreichen des vollständi-
gen Dossiers an das Amt 

31. Mai 

9  AVS Prüfung und bei Bedarf Erlass der 
Sonderschulverfügung 

1. August 
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5. Inkrafttreten 

Dieses Merkblatt ersetzt das Merkblatt vom Dezember 2017 und ergänzt die 

Richtlinien für Abklärung, Bericht und Antrag Hochschwellige sonderpädagogi-

sche Massnahmen. Es tritt am 1. September 2023 in Kraft. 

 

Mit der bevorstehenden Revision der Richtlinien für Abklärung, Bericht und An-

trag Hochschwellige sonderpädagogische Massnahmen wird vorliegendes Merk-

blatt hinfällig. Im Zuge der Revision wird die neue Regelung betreffend die Zu-

sammenarbeit der Institutionen der Sonderschulung mit der Berufsberatung der 

Invalidenversicherung (IV-BB) Graubünden gemäss diesem Merkblatt in die 

Richtlinien integriert.  

 

 

 

 

 

Chur, im August 2023 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  


